
Seit 2001 ist unsere Stadt 
um 160.000 Einwohner ge-
wachsen, allein in den letz-
ten beiden Jahren haben 
wir 80.000 Berlinerinnen 

und Berliner hin-
zugewonnen.

 Und die
Prognosen 

sagen weiteres 
Wachstum 
voraus – bis
 2030 wird 
Berlin einen
kompletten
Bezirk wie
  Spandau
 hinzuge-

    winnen.
Diese Ent-

wicklung 
ist Ausdruck

unserer anzie -
  henden Wirt-

scha! skra!  und
hohen Lebens -
qualität.

Menschen kom-
men nach Berlin, 
weil es sich hier

gut arbeiten 
und leben lässt.

Nirgendwo sonst in 
Deutschland entstehen 
mehr neue Jobs, in keinem 
Bundesland wächst die 
Wirtscha!  krä! iger. Das 
ist nach den schwierigen 
Nachwendejahren ein rie-
siger Erfolg!

Gleichzeitig sind wir ge-
fordert, Berlin als sozia-
le und lebenswerte Stadt 
weiterzuentwickeln. So 
scha"   der Berliner Senat 
neuen Wohnraum, dämp!  
den Mietanstieg und baut 
die nötige Infrastruktur 
aus – etwa im Kita- und 
Schulbereich. Wir sorgen 
dafür, dass Berlin eine 
Stadt für alle bleibt!

        Ihr Klaus Wowereit

IN DIESER AUSGABE

ZAHL DES MONATS

6.192
So viele Berlinerinnen und Ber-
liner wurden 2012 von der Po-
lizei beim Fahren ohne Führer-
schein ertappt – eine Zunahme 
von 14 Prozent gegenüber dem 
Vorjahr.

ZITAT DES MONATS
»Ich habe großen Respekt vor 
dieser Partei – der einzigen 
deutschen Partei, die sich nach 
1945 nicht schämen musste 
und ihren Namen beibehalten 
konnte. Die SPD ist für mich 
nicht nur Willy Brandt, der 
für mich natürlich der Größte 
war und bleibt, sondern auch 
Otto Wels.« Dieter Hilde-
brandt, Kabarettist

Die Suche nach einer be-
zahlbaren Wohnung soll in 
Berlin wieder einfacher wer-
den. Das wollen der Berliner 
Senat und die Koalition mit 
einem ganzen Bündel an 
Maßnahmen erreichen, da-
runter Regelungen im Miet-
recht, ein Verbot der Zweck-
entfremdung und massive 
Investitionen in Neubau.

Ende Mai trat eine Ver-
ordnung in Kra! , die den 
Mietanstieg für 1,2 Millionen 
Berliner Mieterhaushalte stär-
ker begrenzt.  Kün! ig dürfen 
Mieten in Berlin innerhalb 
von drei Jahren nur noch um 
maximal 15 % erhöht werden. 
Bislang waren 20 % möglich. 
Zusätzlich bleibt eine weitere 

Kappungsgrenze bestehen: 
Allgemeine Mieterhöhungen 
dürfen die im Berliner Miet-
spiegel festgelegte  ortsübliche 
Vergleichsmiete nicht über-
schreiten. 

Berlin machte damit als 
erstes Bundesland von einer 
Mietrechtsänderung auf Bun-
desebene Gebrauch. Sie reicht 
dem Senat allerdings nicht.  
„Wichtig ist jetzt, dass weitere 
dringend benötigte Schritte 
folgen“, erklärt Stadtentwick-
lungssenator Michael Müller 
(SPD). „Gerade in Berlin sind 
es die Angebotsmieten, die 
den Mietpreisanstieg voran-
treiben. Wir werden weiter da-
rum kämpfen, dass auch eine 
Neuvermietungsdeckelung 

kommt.“ Denn mit krä! igen 
Aufschlägen versuchen Ver-
mieter, vor allem beim Woh-
nungswechsel zu pro# tieren.

Ein Grund für den Engpass 
auf dem Wohnungsmarkt ist 
die wachsende Beliebtheit Ber-
lins. 40.000 Menschen zogen 
im vergangenen Jahr in die 
Stadt und machten frühere 
Vorhersagen zu Makulatur. 
Eine Einwohnerprognose von 
Dezember 2012 hält nun bis 
2030 ein  Ansteigen der Ein-
wohnerzahl Berlins um rund 
254.000 auf ca. 3.755.000 für 
wahrscheinlich. „Dieser Zu-
wachs entspricht in etwa der 
Einwohnerzahl von Städten 
wie Kiel oder Aachen“, stellt  
IBB-Vorstandschef Ulrich 

Kissing im Wohnungsmarkt-
bericht seiner Bank fest. Die 
Konsequenz: Zehn- bis zwölf-
tausend neue Wohnungen 
müssten pro Jahr entstehen.

Eine entscheidende Rolle 
kommt dabei den städtischen 
Wohnungsbaugesellschaften 
zu. „Wir streben eine Zahl von 
mindestens 340.000 Wohnun-
gen in Landesbesitz primär 
durch Neubau bis Ende 2020 
an“, heißt es in einem gemein-
samen Konzept des Regie-
renden Bürgermeisters Klaus 
Wowereit, des SPD-Landes-
vorsitzenden Jan Stöß und des 
Fraktionsvorsitzenden Raed 
Saleh. Um günstige Mieten zu 
erreichen, muss günstig gebaut 
werden.        Fortsetzung Seite 4                              

Ziel: Bezahlbares Wohnen

Wie geht es eigentlich den Zwillingen Ferra und Remaong – hier noch klein und verspielt? Das lässt sich leicht bei einem Besuch im Tierpark Friedrichsfelde in Erfahrung 
bringen, wo die zwei im vorigen Jahr zur Welt kamen. Ungewöhnlich: Die schwarzen Panther sind eigentlich Einzelgänger. Nicht so das Elternpaar im Tierpark, das sogar 
die Jungen gemeinsam pfl egt. In diesem Jahr haben übrigens die Uganda-Gira! en und die Schwarzbären Nachwuchs bekommen.   Mehr Sommer-Ausfl ugstipps auf Seite 5. 
                          Foto: Tierpark Berlin
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Neue Regelungen zur Begrenzung des Mietanstiegs – Zweckentfremdung wird
untersagt – Städtische Wohnungsunternehmen investieren in Neubau
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150 JAHRE.
Freiheit und Gerechtig-
keit ziehen sich durch die

Geschichte der SPD
Seite 3

PREISRÄTSEL
3 FVB-Kultur-Karten zu gewinnen 

Seite 6

 „Sei es die Steuera! äre 
um FC-Bayern-Präsident Uli 
Hoeneß oder die Vettern-
wirtscha"  in der Bayerischen 
CSU: Die Enthüllungen der 
vergangenen Tage werfen ein 
zweifelha" es Bild auf Men-
schen in verantwortungsvol-
len Positionen, insbesondere 
der schwarz-gelben Koalition. 
Sie o! enbaren einen Verlust 
von Gerechtigkeitssinn und 
verdeutlichen dringenden 
Handlungsbedarf“, sagt die 
SPD-Bundestagsabgeordnete 
Eva Högl.  
 Unsere Demokratie und Ge-

sellscha!  lebe vom Vertrauen 
der Bürgerinnen und Bürger 
in politische Prozesse und un-
sere Volksvertreter/-innen, so 
die SPD-Politikerin aus Mitte. 
„Dieses Vertrauen leidet je-
doch, wenn Steuergelder frag-
würdig verwendet, Steuern 
hinterzogen oder Entschei-
dungen der Politik hinter ver-
schlossenen Türen getro$ en 
werden. Deswegen ist mehr 
Transparenz notwendig für 
eine funktionierende Demo-
kratie und eine gerechtere Ge-
sellscha! !“
Kommentar von Eva Högl auf S. 8.

 Eva Högl setzt sich dafür ein, 
Transparenz gesetzlich zu verankern

 Neues Vertrauen 

 Viele Gäste besuchen Berlin, 
um diese moderne, sich stetig 
wandelnde Stadt zu erleben. Für 
sie und uns ist es immer wieder 
spannend und ergreifend, die 
Orte zu besuchen, die an die 
dramatische Geschichte Ber-
lins erinnern. Ein solcher Ort 
ist die Gedenkstätte Berliner 
Mauer an der Bernauer Straße.

 Hier spielten sich während 
des Mauerbaus Szenen ab, die die 
Welt erschütterten. Menschen 
seilten sich aus ihren Wohnungen 
auf die Straße in den Westteil ab, 
manche sprangen sogar aus den 
Fenstern. Hier wird an einem 

Originalschauplatz die Geschich-
te der Teilung Berlins, Deutsch-
lands und Europas  anhand von 

Bildern, Informationstafeln und 
nicht zuletzt der Mauerreste 
nachvollzieh- und erlebbar.

 In Mitte erinnert die Gedenkstätte an der Bernauer Straße 
an Berlins dramatische Vergangenheit 

 Geschichte erleben

 Bernauer Straße: Erinnerung an Mauerbau und Schießbefehl. 
                                                                                                        Foto: Horb  

STEUER
Steuergerechtigkeit muss für 
kleine und für große Ein-
kommen gelten.           Seite 2

BILDUNG
Mehr Geld für Berlins Brenn-
punktschulen.               Seite 4

KITA
So # nden Eltern und Kinder 
den richtigen Platz.  Seite 2

 SCHULDENABBAU
 Der Bezirk Mitte hat gut ge-
wirtscha! et. Es können mehr 
Schulden abgebaut werden als 
erwartet.                          Seite 7

 KITAAUSBAU
 Im Interview: Stadtrat Ul-
rich Davids über Angebot 
und Nachfrage, Fachkräfte-
mangel und Bundespolitik.              
 Seite 8
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Es hoeneßt ganz gewal-
tig. Sogar in Berlin, nicht 
gerade als Millionärs-
Domizil bekannt, gingen 
bis Anfang Mai über 220 
Selbstanzeigen von Steuer-
betrügern ein. 303 waren es 
im gesamten Vorjahr. 

2012 nahm Berlin durch 
Selbstanzeigen 22 Millio-
nen Euro ein, in diesem Jahr 
! ossen in den ersten Mona-
ten bereits 6 Millionen Euro 
auf die Konten der Finanz-
verwaltung. Geld, das Schu-
len und Kitas vorenthalten 
wurde, das für Neueinstel-
lungen fehlte. Und die Be-
träge dür" en noch steigen: 

Als 2010 schon einmal der 
Ankauf von Steuer-CDs öf-
fentlich wurde, meldeten 
sich in Berlin 854 Steuer-
hinterzieher und sorgten für 
Mehrsteuern von 55 Millio-
nen Euro. Bundesweit haben 
seit 2010, so eine Umfrage 
der „Zeit“, 47.294 Steuerbe-
trüger 2,05 Milliarden Euro 
nachgezahlt. 

Derzeit wird eine von 
Rheinland-Pfalz angekauf-
te Steuer-CD ausgewertet, 
die Ergebnisse gehen an 
die Finanzbehörden der 
jeweiligen Bundesländer. 
Für Selbstanzeigen sorgt 
weniger die Einsicht als die 

Furcht vor Enttarnung. So 
wie Uli Hoeneß haben viele 
darauf vertraut, dass ihnen 
das von der schwarz-gelben 
Bundesregierung ausgehan-
delte Steuerabkommen mit 
der Schweiz weiter Deckung 
bietet.

Die SPD-geführten Län-
der ließen es platzen, weil 
sie ein schärferes Abkom-
men forderten, wie es etwa 
die USA mit der Schweiz 
schlossen. Denn es muss 
klar sein, dass Steuergerech-
tigkeit nicht nur für kleine, 
sondern auch für große Ein-
kommen gilt. 

Selbstjustiz kann es auch 

im Steuerrecht nicht geben. 
Wofür Steuern ausgegeben 
werden, kontrollieren Parla-
mente, Rechnungshöfe und 
Ö# entlichkeit. Das erfährt 
derzeit etwa Verteidigungs-
minister de Maizière, der 
das 562 Millionen Euro teu-
re Debakel um die Militär-
Drohne „Euro Hawk“ zu 
verantworten hat. Geld, das 
man sicher sinnvoller hätte 
einsetzen können. 

Aber de Maizière und 
seine Partei können dafür 
am 22. September abgewählt 
werden. Und Steuerbetrüger 
kann man aburteilen. 

                                      U. H. 

M E I N U N G   Berliner Stadtblatt2

UNFALLFREI
Die Zahl der Ar-
beitsunfälle ist im

Jahr 2011 auf 32.712 ge-
sunken. Im Jahr zuvor 
waren es noch 33.501. Im 
bundesweiten Vergleich 
gehört Berlin damit zu 
den Ländern mit der ge-
ringsten Zahl an Arbeits-
unfällen.

MUSIK 
Berlin wird Sitz der interna-
tionalen Musikdatenbank, 
einer weltweit gültigen und 
zentralen Datenbank für 
Musikrepertoires und ihre 
Rechte. Damit werden neue 
Arbeitsplätze gescha# en. 
Berlins Regierender Bür-
germeister Klaus Wowereit 
erwartet zudem „weitere 
Soge# ekte für einen wach-
senden Musikmarkt Berlin“.

BÜNDNIS FÜR PFLEGE
Ein Bündnis zur Sicherung 
des Fachkrä" ebedarfs in 
der P! ege haben jetzt meh-
rere Senatsverwaltungen, 
Arbeitgeberverbände, die 
Arbeitsagentur, Wohlfahrts-
verbände, Kranken- und 
P! egekassen und Arbeitneh-
mervertretungen geschlos-
sen. Arbeitssena torin Dilek 
Kolat: „Die Zahl der P! ege-
bedür" igen in Berlin wird 
sich von jetzt rund 100.000 
auf 170.000 im Jahr 2030 er-
höhen – gleichzeitig nimmt 
die Zahl der Menschen im 
Erwerbsalter ab.“ Aufgabe 
des Bündnisses ist es, Zu-
kun" skonzepte zu entwi-
ckeln und die Attraktivität 
der Arbeit und Ausbildung 
in der P! ege zu steigern.

GUT FÜR BERLIN

Die Initiative des SPD-
Fraktionsvorsitzenden Raed 
Saleh für ein Brennpunkt-
schulprogramm ist sehr zu 
begrüßen. Die über sechs 
Jahre hinweg verteilten 
Geldmittel erlauben eine si-
chere, verlässliche Planungs-
basis und damit dann auch 
Nachhaltigkeit.

Die Grundschule, die ich 
leite, gehört zu den soge-
nannten Brennpunktschu-
len, d.h. mehr als die Häl" e 
meiner Schülerinnen und 
Schüler sind von den Zu-
zahlungen zu Lernmitteln 
befreit.

Auch an „meiner“ Schule 
arbeiten die pädagogischen 
Mitarbeiter bis an die Gren-

zen ihrer Krä" e, o"  auch 
darüber hinaus. Deshalb 
freuen wir uns über das Sig-
nal aus der Politik, dass die 
Sorgen der Schulen ernst 
genommen werden.

Es ist der richtige Ansatz, 
wenn die einzelne Schule 
entscheiden kann, wie die 
Geldmittel verwendet wer-
den sollen.

Dieser Ansatz zeugt von 
Vertrauen, das auch ge-
rechtfertigt ist. Das Ansin-
nen, die Bürokratie mög-
lichst klein zu halten, ist 
sehr zu begrüßen. Schreib-
tischarbeit hil"  den Schu-
len nicht.

Das Kollegium meiner 
Schule wird sich sehr sorgfäl-

tig Gedanken über den Ver-
wendungszweck der Geld-
mittel machen. Auch bei uns 
wird es sehr wahrscheinlich 

um die Einstellung von zu-
sätzlichem Personal gehen. 
Hier sind vor allem Sonder-
pädagogen sinnvoll, die sich 
mit den Schülern beschäf-
tigen, die temporär eine be-
sondere Betreuung benöti-
gen. 

Dadurch erfahren die 
Lehrerinnen und Lehrer im 
Unterricht eine deutliche 
Entlastung.

Denkbar ist auch, das 
Angebot an Arbeitsgemein-
scha" en auszubauen, um 
den Schülern eine Alterna-
tive zur sonst o"  unorgani-
sierten Freizeit zu bieten. 

Ich denke, dass auch die 
Eltern dieses Angebot gerne 
annehmen werden.

MEIN BLICK AUF BERLIN

Sorgen der Schulen werden ernst genommen
Von Bernd Jaeke, Schulleiter der Grundschule am Amalienhof

Bernd Jaeke

! Joachim Gauck, Bun-
despräsident: »Ich finde 
es nicht unmoralisch, reich 
zu sein. Ich finde es unmo-
ralisch, unmoralisch reich 
zu sein.«
! Sigmar Gabriel, SPD-
Vorsitzender:  »Die wahren 
Asozialen sind die, die alles 
mitnehmen, was Deutsch-
land zu bieten hat, aber 
Steuerbetrug begehen.«
! Peer Steinbrück, SPD-
Kanzlerkandidat: »Steuer-
oasen sind Gerechtigkeits-
wüsten.«
! Ulrich Hoeneß, Fuß-
ballmanager: »Es gab bis-
lang Tausende von Selbst-
anzeigen, ich hatte noch 
von keiner gehört, die öf-
fentlich wurde.«
! Didier Burkhalter, 
Schweizer Außenminister:
»Wenn Deutschland nach 
seiner Ablehnung das Ge-
spräch mit uns suchen will, 
sind wir offen.«
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IMPRESSUM

KLAGE
Mit einer Klage 
wollen die von der 

CSU- und CDU-geführten 
Bundesländer Bayern und 
Hessen den Länder% nanz-
ausgleich zu Fall bringen, 
der die vielfach historisch 
gewachsenen strukturellen 
Unterschiede in der Wirt-
scha" skra"  zwischen den 
Bundesländern ausglei-
chen und für einheitliche 
Lebensverhältnisse sorgen 
soll. Berlin schließt sich 
einer Prozessgemeinscha"  
von 10 Ländern an, die die 
Klage erwidert.

NIEDRIGLÖHNE
Union und FDP haben 
im Bundestag die Ein-
führung eines ! ächen-
deckenden gesetzlichen 
Mindestlohns von 8,50 
Euro gestoppt. Ein ent-
sprechender Antrag des 
Bundesrats, in dem es 
eine rot-grüne Mehrheit 
gibt, soll bis zur Wahl am 
22. September nicht mehr 
beraten werden. Damit 
sind weiter Niedriglöhne 
möglich, die o"  zu Alters-
armut führen. 

SCHLECHT FÜR BERLIN

So gesehen ...

Sportliche Aktivität wirkt 
dem weit verbreiteten Be-
wegungsmangel als Risiko-
faktor für diverse Erkran-
kungen wie zum Beispiel 
Diabetes, Herz-Kreislaufer-
krankungen oder Rückenbe-
schwerden e# ektiv entgegen. 
Regelmäßiger Sport wirkt als 
Schutzfaktor, zum einen we-
gen seiner Krankheit vermei-
denden E# ekte, zum anderen 
weil Kra! , Ausdauer, Beweg-
lichkeit oder Koordination 
verbessert werden.

Viele von uns entfernen 
sich im Laufe des Lebens von 
regelmäßigem Sport. Wenn 
aufgrund von Beschwerden 
die Erkenntnis rei" , gezieltes 
Sporttreiben wäre gut, gibt es 
o"  Schwellenängste – unbe-
gründet, da die Gesundheits-
sportangebote kein Vor wissen 
oder vorhandene Fertigkeiten 
erfordern und sich viele Teil-
nehmerInnen in der gleichen 
Situation be% nden. Auch 
Informa tionsde% zite müssen 
wir abbauen.

Gesundheitssport gibt es 
sowohl in der Prävention als 

auch in der Rehabilitation. In 
beiden Bereichen gibt es zer-
ti% zierte Angebote des Ver-
einssports in Berlin, die im 
Regelfall keine Vereinsmit-
gliedscha"  voraussetzen und 
von den Kostenträgern (meist 
den Krankenkassen) % nan-
ziell gefördert werden. Die 
zerti% zierten Angebo te  –  beim 
Präventionssport unter dem 
Qualitätssiegel SPORT PRO 
GESUNDHEIT zusammen-
gefasst – garantieren eine quali-
% zierte Übungsleitung und ab-
gestimmte Übungsinhalte. Die 

Gesundheitssportbroschü re 
des Landessportbunds mit 
Angeboten und Kontakten 
liegt in vielen Arztpraxen aus.

Die Männer sind bei der 
Beteiligung beim Gesund-
heitssport das „schwache Ge-
schlecht“, da sie ebenso wie bei 
den Vorsorgeuntersuchungen 
o"  nur von der Familie fremd-
motiviert den Weg % nden.

Geben wir uns einen Ruck!

Mehr Informationen unter:
www.bsberlin.de oder
www.lsb-berlin.net/angebote

Rein in die Sportsachen!
Wege in den Gesundheitssport. Von Isko Ste! an

Karikatur: Erich Rauschenbach

Betrug an der Gesellschaft
Steuergerechtigkeit muss für kleine und für große Einkommen gelten

Isko Ste! an erhielt beim SPD-Sportempfang von der Vorsitzenden 
des Forums Sport Karin Halsch einen Ehrenpreis für sein Enga-
gement.      Foto: Horb



!  Die Sozialdemokratie feiert. Auf das Fest zur Gründung 
im Mai in Leipzig folgt am 17. und 18. August eine lange 
Meile der Sozialdemokratie auf der Straße des 17. Juni in 
Berlin.  Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität, diese Wer-
te haben die SPD durch ihre 150jährige Geschichte beglei-
tet. An ihnen lässt sie sich auch immer wieder messen. 

1905 hat die Stadt 
2.040.148 Einwohner. Noch 
schneller wachsen die be-
nachbarten Städte wie 
Charlottenburg (zwischen 
1867 und 1905 von 14.999 
auf 239.559) oder Rixdorf 
(von 19.956 auf 153.513). 
Bis 1910 sind weitere 30.000 
Menschen nach Berlin ge-
zogen. Mit ihnen wächst die 
Wohnungsnot. 

Es ist die Zeit der Mietska-
sernen, der dunklen, engen 
Hinterhöfe. Zum Teil leben 
sechs und mehr Personen in 
Wohnungen mit nur einem 
beheizbaren Zimmer, es gibt 
„Schla!urschen“, Untermie-
ter, die zu bestimmten Zeiten 
ein Bett nutzen können. Die 
liberalbürgerlichen Parteien
sehen die Beseitigung der 
Wohnungsnot nicht als staat-
liche Aufgabe – ganz anders 
als die Sozialdemokratie. Es 
geht um bezahlbare Wohnun-
gen, um menschenwürdige 
Verhältnisse. Genossenschaf-
ten engagieren sich, können 
aber nur begrenzt helfen.

Nach 1918 entstehen acht 
städtische Wohnungs unter-
nehmen, von 1920 bis 1923 
werden 29.000 Wohnungen 
gebaut, bis 1929 weitere 
114.700. 

International bedeutende 
Arbeitersiedlungen wie die 
Hufeisensiedlung Britz, die 
Gartenstadt Falkenberg, die 
Weiße Stadt oder die Siedlung 
Schillerpark entstehen. Die 
neue Art des Bauens senkt 

aber auch die Kosten.
1929 wirbt die Berliner 

SPD im Kommunalwahl-
kampf – neben dem Ausbau 
der Schulen, Volksbäder oder 
Bibliotheken - auch mit ihren 
wohnungspolitischen Erfol-
gen. Überall in den 20 Bezir-
ken der Stadt gibt es Vorzeige-
projekte wie die Siedlung im 
Birkenwäldchen in Spandau 
oder die „Paradieskute“ an 
der Schönlanker Straße in 
Prenzlauer Berg.

Die SPD Prenzlauer Berg 
wirbt 1929: „Ausschaltung pri-
vater Bodenspekulation durch 
Ankauf des gesamten Bötzow-
Geländes. Billigste Abgabe des 
Baugrundes an gemeinnützige 
Baugesellscha"en.“ Ideen, an 
die die SPD heute wieder mit 
ihrer neuen Liegenscha"s-
politik anknüp".

Wohnungsbaupolitik zieht 
sich als Schwerpunkt durch 
die Berliner SPD-Geschichte, 
ob es um den Wiederauf-
bau nach 1945 geht oder um 
die Programme des sozia-
len Wohnungsbaus in den 
folgenden Jahrzehnten. In 
West-Berlin entstehen neue 
Großsiedlungen mit dem An-
spruch, bessere Wohnbedin-
gungen zu scha#en.

In den 80er Jahren steht 
die SPD an der Seite der Mie-
terinnen und Mieter, als die 
CDU-geführte Bundesregie-
rung die Mietpreisbindung 
abscha#en will. Eine Mehr-
heit hat die SPD damals je-
doch nicht.                       U.H.
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Wege aus der 
Wohnungsnot

1878 wird die deutsche 
Sozialdemokratie verboten, 
Reichskanzler Otto von Bis-
marck nutzt zwei gescheiterte 
Attentate auf den Kaiser als 
Rechtfertigung, obwohl die 
Polizeibehörden keine Ver-
bindung feststellen. In Ber-
lin wird der „Kleine Belage-
rungszustand“ verhängt und 
zahlreiche Sozialdemokraten 
werden aus ihrer Heimatstadt 
ausgewiesen. Selbst gewählte 
Berliner Reichstagsabgeord-
nete dürfen die Stadt nur an 
Sitzungstagen betreten. 

Druckschri"en dürfen 
nicht verbreitet werden, Ver-
sammlungen müssen von der 
Polizei genehmigt werden. 
Trotz Verfolgung wächst der 
Stimmenanteil der SPD – 1890 
wird sie mit knapp 20 Prozent 
die stimmenstärkste Partei im 
Reichstag. Das Sozialistenge-
setz wird aufgehoben.

1933 drückt Otto Wels 
in seiner Rede gegen das Er-
mächtigungsgesetz im Berli-
ner Reichstag den Freiheits-
willen der SPD aus, im 
Preußischen Landtag ist es 
der Sozialdemokrat Paul Szil-
lat, der als einziger den Nazis 

widerspricht, als sie auch dort 
ein Ermächtigungsgesetz ein-
bringen. Verha"ungen und 
Verfolgungen tre#en viele 
Berliner SPD-Mitglieder.

Dennoch bleibt der Zu-
sammenhalt vielfach beste-
hen, getarnt in Sportvereinen 
oder Chören. Sozialdemo-
kraten wie Julius Leber, der 
in Schöneberg eine Kohlen-
handlung betreibt, engagie-
ren sich im Widerstand.

Am 17. Juni 1945 tre#en 
sich 1500 Berliner Sozial-
demokratinnen und Sozi-
aldemokraten zur Wieder-
gründung ihrer Partei im 
„Luckauer Hof“ in Kreuz-
berg. Schon bald nimmt der 
Druck auf sie zu, sich mit 
der KPD zu vereinen. In 
den Westsektoren der Stadt 
entscheiden sich die SPD-
Mitglieder in einer Urab-
stimmung für die Unabhän-
gigkeit. Während es nach 
der Zwangsvereinigung in 
der übrigen sowjetischen 
Besatzungszone nur noch 
die SED gibt, bleibt die SPD 

bis zum Mauerbau in Ost-
Berlin trotz großer Behin-
derungen aktiv. Im Sommer 
1960 besucht Willy Brandt 
demonstrativ das Kreisbüro 
der SPD Friedrichshain. 

1989 gründen Sozialde-
mokraten die erste Partei in 
der DDR, die dem Macht-
anspruch der Einheitspartei 
SED Paroli bietet. Freiheit 

und Gerechtigkeit gehören 
für sie zusammen. In den 
folgenden Monaten $nden 
sich viele wieder ein, die 
schon vor 1961 der SPD an-
gehörten und ihrer Idee treu 
geblieben waren. 1990 be-
schließen der (Ost-Berliner) 
Bezirksverband und der 
(West-Berliner) Landesver-
band noch vor der Bundes-
SPD ihre Vereinigung. 

                                    U. H.

Es geht um die Durchset-
zung von Interessen der Fa-
brikarbeiter, der Handwer-
ker, der Landarbeiter, um 
bessere Bezahlung, bessere 
Arbeitsbedingungen, aber 
auch um Demokratie und 
Versammlungsfreiheit. 

1863 wird in Leipzig der 
Allgemeine Deutsche Arbei-
terverein mit Lassalle an der 
Spitze gegründet, 1869 laden 
August Bebel und Wilhelm 

Liebknecht zur Gründung der 
Sozialdemokratischen Arbei-
terpartei nach Eisenach.

Beide Organisationen ver-
einen sich 1875 in Gotha zur 
Sozialdemokratischen Arbei-
terpartei (SAP). Früh geht es 
auch um die Gleichberechti-
gung der Frauen, ihre Mög-
lichkeit, sich überhaupt poli-
tisch betätigen zu können.

In Berlin, 1848 Schauplatz 
von Barrikadenkämpfen, ist 

der Freiheitswille stark, hier 
$ndet die „Allgemeine Deut-
sche Arbeiterverbrüderung“ 
von Stefan Born in der Alex-
anderstraße ihren Sitz. Las-
salle lebt von 1859 bis 1863 in 
der Bellevuestraße 13, August 
Bebel wohnt in Schöneberg, 

u. a. in der Hauptstraße 97, 
Wilhelm Liebknecht bis zu 
seinem Tod 1900 in der Kant-
straße 160. 

Aber in Berlin herrscht bis 
1908 das harte preußische 
Vereinsrecht, ein politischer 
Verein darf nur örtlich aktiv 

sein, Versammlungen kön-
nen von anwesenden Polizei-
beamten aufgelöst werden, 
Frauen dürfen nicht mitre-
den. Während des Verbots 
der Sozialdemokratie wurden 
immer wieder Mitglieder und 
Unterstützer aus Berlin aus-
gewiesen.

Dennoch: Bei der Reichs-
tagswahl 1877 gewinnen So-
zialdemokraten die Wahl-
kreise Luisenstadt jenseits 
des Kanals und den Wed-
ding. 1890 kommt der Bran-
denburger Wahlkreis Lich-
tenberg dazu.

1912 gehen 5 der 6 Berliner 
Wahlkreise an Sozialdemokra-
ten. Berlin und die an gren-

zenden Wahlkreise werden 
zur Hochburg der Sozialde-
mokratie.                                     U.H.

BERLIN WÄCHST DRAMATISCH.  

Und was war in Berlin?
Leipzig , Eisenach, Gotha – die Gründungsgeschichte der Arbeiterbewegung 
scheint zunächst nicht viel mit Berlin zu tun zu haben. Das aber täuscht.

EINE IDEE WIRD 150

Erkämpftes Frauenwahlrecht: Plakat vom Januar 1919.
                                    
                                  Fotos (5): AdsD der Friedrich-Ebert-Stiftung

Kommunalwahl 1929: Die SPD präsentiert ihre Erfolge in der 
Wohnungspolitik.                     Foto: BS-Archiv

Dreimal verboten, 
dreimal Widerstand

Berlinwahl 1958:
Mit Willy Brandt voran.

DIE IDEE IST ZU ERFOLGREICH.  

Schwante 1989: Heimliche Gründung der SDP in der DDR.

Kampf für die Freiheit: Der SPD-Vorsitzende Kurt Schumacher 
bei einer Rede auf dem Hertha-Sportplatz in Berlin am 14.8.1947.
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Die Wirkung der Zei-
tungspresse als NS-
Machtinstrument arbeitet
eine Ausstellung in der
Topographie des Terrors
unter dem Titel „Zwi-
schen den Zeilen?"  her-
aus. Sie ist bis zum 20.
Oktober 2013 täglich von
10 bis 20 Uhr in der
Niederkirchnerstraße 8,
10963 Berlin, zu sehen.
Alle Veranstaltungen
zum Themenjahr „Zer-
störte Vielfalt“ unter
www.berlin.de/2013/ 
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Noch bis Ende September
ist am Checkpoint Char-
lie das  Mauer-Panorama
des Künstlers Yadegar
Asisi zu sehen. Das Bild
ist ein monumentaler
Blick auf die Zeit des ge-
teilten Berlins der achtzi-
ger Jahre. Geöffnet ist
täglich von 10 bis 20 Uhr,
der Eintritt kostet 11 Eu-
ro, ermäßigt 9,50 Euro
(für Kinder unter 6 frei).
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Stärkere Begrenzung des Mietanstiegs - Zweckentfremdung wird untersagt -  Mehr Investitionen in den Neubau 

Die Kindergärten heißen
„Naseweis“, „Wuselwiese“,
„Schatzinsel“ oder - wie in der
Anklamer Straße -  „Casa Fan-
tasia“. Und wer diese Fröbel-
Kita betritt, spürt sofort: Der
Name stimmt. Hier ist jede
MMenge Phantasie zuhause. 

Das Ampelmännchen an der
Tür zur „Bewegungsbaustelle“
- das ist ein heller Raum mit
Trampolin, Krabbel-Röhren
und Kletter-Leiter - zeigt zwar
grün, aber trotzdem spielt hier
heute niemand.  Alle wollen
bei strahlendem Sonnenschein
draußen sein. Im Sandkasten,
beim Matschen an der Wasser-
pumpe oder bei Hüpfspielen
im geschützten Hof des schö-
nen Altbaus. 

„Wir sagen den Kindern
nicht, wie die Welt ist, sondern
wir bieten ihnen die Gelegen-
heit, es selbst heraus zu finden“,
sagt Birgit Mühle, die freundli-
che Kita-Leiterin lächelnd.  Mit
dieser Einstellung macht die
„Casa Fantasia“ der Fröbel-
Gruppe alle Ehre, die in Berlin,

vielen anderen Bundesländern
und sogar in Sydney Kinder-
gärten, Horte und Familienbe-
ratungsstellen betreibt.

20 Millionen Euro hat das
Land 2012 und 2013 in den Ki-
ta-Ausbau gesteckt, das Lan-
desprogramm wird 11.000
neue Plätze anschieben. 

4 Berliner !"#$"%&#""B E R L I N A K T U E L L

$/(")0+$(.1$
Das 2012 in Kraft getretene
Berliner Spielhallengesetz er-
füllt seinen Zweck: Vorge-
schriebene Mindestabstände
zwischen Spielhallen sowie
die Beschränkung der Auto-
maten haben den Boom der
Hallen gestoppt. Jetzt wollen
die Koalitionsfraktionen ein
Ausweichen erschweren.
„Mich ärgert die steigende
Zahl der Café-Casinos, die
nur dem Zweck dienen,
Automatenspiele zu betrei-
ben“, so der SPD-Rechtspoli-
tiker Sven Kohlmeier. Die
Eindämmung der mit maxi-
mal drei Spielgeräten ausge-
statteten Cafés ist im Rechts-
ausschuss des Berliner Abge-
ordnetenhauses bereits be-
schlossen. Ein weiterer An-
trag fordert den Senat auf,
Spielhallen und Wettbüros
stärker zu kontrollieren. 

"(.21,,".
Das durchschnittlich verfüg-
bare Jahreseinkommen jedes
Berliners und jeder Berline-
rin betrug im Jahr 2011 laut
jüngsten Angaben des Stati-
stischen Landesamts 16.927
Euro. Damit lag es deutlich
unter dem verfügbaren Pro-
Kopf-Einkommen aller Bun-
desländer in Höhe von
19.933 Euro. 
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Die Qualität des Schul-
mittagessens wird deutlich
verbessert. Das Land Berlin
investiert dafür zusätzlich 9,1
Millionen Euro.  Damit steht
künftig ein Betrag von 3,25
Euro pro Essen zur Verfü-
gung. Die Zuzahlung für die
Eltern erhöht sich leicht, ein
ausgeweiteter Härtefallfonds
unterstützt Familien in sozial
schwierigen Situationen.  

In Berlin sorgen viele unter-
schiedliche  Vereine und Orga-
nisationen gemeinsam mit den
Kita-Eigenbetrieben des Lan-
des für ein breites Angebot an
Kitaplätzen. So kommen un-
terschiedliche weltanschauli-
che und pädagogische Konzep-
te zum Tragen, Kitas setzen

musische oder sportliche Ak-
zente oder profilieren sich als
Integrationskita. Einige pflegen
kleine Gewächshäuser, andere
setzen stärker auf Sprachförde-
rung. 

Die Fröbel-Gruppe setzt auf
ein zweisprachiges Erziehungs-
konzept. In der „Casa Fantasia“

Zehntausende von Wohnun-
gen werden in Berlin in den
kommenden Jahren neu ent-
stehen.  Das ehrgeiziige Neu-
bauprogramm, das die SPD
zum Jahresbeginn forderte, ist
inzwischen fester Bestandteil
der  WWohnungspolitik der Ko-
alition. 

Mindestens 775 Millionen
Euro sollen die landeseigenen
Wohnungsbaugesellschaften
dafür bis 2018 einsetzen,  175
Millionen Euro bringen sie
selbst auf, 600 Millionen Euro
sollen über Kredite finanziert
werden. Weitere 29.500 Woh-
nungen können durch einen
IBB-Wohnungsbaufonds ge-
fördert werden, der von Bund

und Land innerhalb von fünf
Jahren mit insgesamt 320
Millionen Euro ausgestattet
wird. Ein zusätzliches Anreiz-
system in den Bezirken soll den
Wohnungsbau beschleunigen.
Die Senatsverwaltung für
Stadtentwicklung hat zudem
eine Wohnungsbauleitstelle  als
Anlaufstelle für die 12 Bezirke,
Investoren und andere Akteure
eingerichtet. 

Um Mieten niedrig zu hal-
ten, will das Land öffentliche
Grundstücke günstig zur Ver-
fügung stellen. Wie unter-
schiedlich allerdings Bauko-
sten ausfallen können, erfuh-
ren der SPD-Vorsitzende Jan
Stöß und der Fraktionsvorsit-

.1%(!".4+-$45"#)(.

z.B. wird auch italienisch ge-
sprochen und im ganzen Haus
gibt es Schilder, auf denen
deutsche  und  italienische Be-
griffe zu lesen sind.  Außerdem
ist dieser Kindergarten „reg-
gio-zertifiziert“. Das heißt, die
Kinder werden hier nach dem
„respektierenden, vermitteln-
den Erziehungsprinzip“  be-
treut, das seinen Ursprung in
der italienischen Region Emilia
hat. 

Und der Name Fröbel ver-
pflichtet. Denn Friedrich Wil-
helm Fröbel gilt weltweit als
„Vater des Kindergartens“ und
als Pionier der Reformpädago-
gik.  Weil in den seit 1840 nach
ihm benannten Kindergärten
praktiziert wird, wofür Fröbel
sich eingesetzt hat: dass  Kind-
heit bedeutet,  sich entdecken,
erproben  und spielen zu dür-
fen.                                      U.W.

casafantasia-berlin@froebel-
gruppe.de

Wo und wie finde ich einen
Kitaplatz? Informationen dazu
auf  unserer Service-Seite
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Bis zu 100.ooo Euro zusätzlich für Schulen in sozialen Brennpunkten

Petriplatz in Mitte: Auch in der Innenstadt könnten städtische
Unternehmen und Genossenschaften mehr Wohnungen bauen.
Der SPD-Landesvorsitzende Jan Stöß hat zudem eine Debatte über
die Gestaltung der historischen Mitte angestoßen.           Foto: Horb

Ein freundlicher Raum für die Fantasie: Die Kita  „Casa Fantasia“.   Foto:  Bettina Straub/Fröbel-Gruppe

Lange wurde das Problem
tabuisiert, nun hat die SPD den
Paradigmenwechsel eingelei-
tet: Der SPD-Fraaktionsvorsit-
zende Raed Saleh und Bil-
dungssenatorin Sandra Schee-
res stellten an der Wedding-
Grrundschule ein Programm
für Brennpunktschulen vor. 

Mehr als 200 Berliner Schu-
len werden künftig mit insge-
samt 15 Millionen Euro im
Jahr gefördert. Die Schulen
können selbst entscheiden, wo-
für das Geld verwendet wird -
z.B. für mehr Sozialpädagogen,
für Sprachmittler, Anti-Ge-
walt-Trainer oder Mediatoren. 

Das Konzept kündigte Saleh
erstmals im Dezember 2012
bei einer Rotterdam-Reise mit
dem Neuköllner Bürgermeister
Heinz Buschkowsky an. Dort
gibt es ähnliche Probleme. Die

Überlegung: Eltern, Lehrer
und Schüler kennen die Lage
vor Ort sehr genau - eine Stig-
matisierung der betroffenen
Schulen braucht man also nicht
zu fürchten.

Saleh: „Brennpunktschulen
heißen so, weil es dort eine

zende Raed Saleh bei Gesprä-
chen in der österreichischen
Hauptstadt. 

Der Stadt Wien entstehen
pro Quadratmeter Wohnraum
Kosten in Höhe von 1.600 Eu-
ro, in Berlin sind mindestens
2.200 Euro fällig. „Wir werden
uns genau anschauen, was die
Ursachen für die günstigen
Baukosten in Wien sind und
warum in Berlin wesentlich
höhere Preise aufgerufen wer-
den“, so Jan Stöß. Gemeinde-
wohnungen kosten in Wien im
Schnitt 3 Euro Kaltmiete pro
Quadratmeter, in Genossen-
schaften 4,73 Euro.

Damit die Mieten in Berlin
stabil bleiben, sollen dem

Markt künftig keine Wohnun-
gen mehr entzogen werden
können. Die Umwandlung in
Ferienwohnungen und speku-
lativer Leerstand sollen  überall
dort verhindert werden, wo der
Wohnungsmarkt angespannt
ist, also etwa in Mitte, Fried-
richshain-Kreuzberg oder in
Charlottenburg-Wilmersdorf.
Für die bisherigen rund 12.000
Ferienwohnungen ist eine
Übergangsfrist von zwei Jahren
vorgesehen. Stadtentwick-
lungssenator Michael Müller:
„Mit dem Verbot von Zweck-
entfremdung kann der Bestand
an Wohnraum auch wieder
vorrangig für Wohnen genutzt
werden.“                               U.H.

Häufung von Problemen gibt.
An vielen Berliner Schulen ar-
beiten die Lehrerinnen und
Lehrer teilweise bis zur Grenze
der Erschöpfung. Wir haben
Respekt vor dieser Leistung
und wollen dort helfen, wo es
notwendig ist. Nicht mit der

Im Gespräch in der Wedding-Grundschule: Raed Saleh (2.v.l.) und
Bildungssenatorin Sandra Scheeres (2.v.r.).                       Foto: Stäuble
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Der Bedarf steigt weiter: Berlin schafft zusätzliche Kitaplätze - Ein Besuch in der „Casa Fantasia“  

Gießkanne, sondern gezielt.“
Entscheidend ist die Zahl der
Lernmittelbefreiungen (LMB):
Bereits ab 50 Prozent LMB sol-
len die Schulen zusätzliche fi-
nanzielle Unterstützung erhal-
ten, ab 75 Prozent LMB den
vollen Betrag von 100.000 Euro
jährlich.     

Beide SPD-Politiker beton-
ten, dass es sich nicht um ein
Notprogramm handelt. „Die
benannten Schulen sollen da-
mit in die Lage versetzt wer-
den, die Schülerinnen und
Schüler noch besser als bisher
zu fördern. Es sind keine ,Re-
paraturmittel' für gescheiterte
Schulen, sondern zusätzliche
Unterstützungsmittel“, sagte
Bildungssenatorin Sandra
Scheeres. Raed Saleh sprach
von einem  Programm der Er-
mutigung.                                FF



„Immer wenn ich nach Ber-
lin zurück! iege, habe ich 
das Gefühl, ich komme nach 
Hause“, sagt Egon Bahr, 
der momentan wieder viel 
unterwegs ist. Zu Autoren-
lesungen, Interviews und 
Diskussionsveranstaltun-
gen. Sein jüngstes Buch  hat 
ein überwältigendes Echo 
hervorgerufen und erscheint 
gerade in vierter und fün" er 
Au! age.  „Das musst Du er-
zählen“ nannte Egon Bahr 
seine Erinnerungen an Wil-
ly Brandt, dem er nahe war 
wie kein zweiter.   

Und erzählen kann der frü-
here RIAS-Journalist Bahr. 
Anschaulich, packend, prä-
zise, uneitel und humorvoll.  
Wer sich für Zeitgeschichte 
aus erster Hand interessiert,  

für Berlin, die Ostpolitik und 
den schwierigen Prozess des 
Wandels durch Annäherung 
und dafür, wer dabei wann 
welche Rolle gespielt hat, wird 
Bahrs Buch so spannend ! n-
den wie einen Krimi. Und 
anrührend dazu. Weil es re-
spektvoll und einfühlsam 
auch  beschreibt, wie in jahr-
zehntelanger Zusammenar-
beit Brandts Vertrauen zur 
Freundscha"  wuchs.  

„Die mir zugewiesene Be-
zeichnung Architekt der Ent-
spannungspolitik empfand ich 
als angemessen. Der Bauherr 
hieß Willy Brandt. Ohne den 
Bauherrn wäre ich nie Archi-
tekt geworden. Zu Recht werden 
die geschichtlichen Bauwerke 
Deutschland und Europa mit 
dem Namen Brandts verbun-

den bleiben“, urteilt Egon Bahr. 
Auch wenn der prominente 
Sozialdemokrat, der in Berlin  
und in Bonn als Senatssprecher, 
Staatssekretär und Minister po-
litische Verantwortung getra-
gen hat,  nun  keine politischen 
Bauwerke mehr plant: Politik 
treibt ihn nach wie vor um. 

Er ist dem Radio treu ge-
blieben, hört wann immer das 
möglich ist, die 7-Uhr-Nach-
richten im Deutschlandfunk, 
liest gerade den neuen Gor-
batschow und hält mit seiner 
Meinung nicht hinterm Berg. 
„Ich vermisse eine wirklich 
inhaltliche Auseinanderset-
zung über Außen- und Sicher-
heitspolitik: a) im Land, b) in 
meiner Partei“, diktiert er der 
Reporterin in den Schreib-
block.                                        U. W.

Die Schulferien in Ber-
lin liegen mal wieder sehr 
früh im Sommer. Vorteil 
oder Nachteil? Es kommt 
darauf an, was man daraus 
macht. Für Familien heißt 
es: Der Sommer ist länger, 
denn auch diejenigen, die 
zunächst fern von Berlin 
Urlaub machen, haben viel 
Zeit, die verbliebenen Feri-
enwochen oder die Wochen-
enden bis in den September 
hinein für Tageaus! üge 
zu nutzen. Wer es richtig 
macht, hat Spaß und Aben-
teuer und kann viel lernen. 
Wir geben ein paar Tipps, 
die viele noch nicht kennen.

Sommer, Sonne, Wasser: 
Das Baden im Freien ist am 
schönsten. Wer nicht lange 
anreisen will, ! ndet in Ber-
lin nicht nur den Wannsee, 
sondern auch andere Seen, 
die sogar noch klarer sind. 
Zum Beispiel den Groß-Glie-
nicker See, den Sacrower See, 
den Schlachtensee oder den 
Kleinen Müggelsee. Noch 
mehr Badespaß kann man 
in Brandenburg erleben. Der 
Liepnitzsee und der Wand-
litzsee in Wandlitz oder auch 

der Straussee in Strausberg 
sind zu nennen und vor allem 
auch gut mit S-Bahn und Hei-

dekrautbahn zu erreichen. 
Voll im Trend vor allem 

bei Heranwachsenden sind 

die Klettergärten. Wussten 
Sie, dass es sogar einen mit-
ten in der Stadt gibt? Der 

„Mount Mitte“ direkt am 
Nordbahnhof bietet ver-
schiedene Schwierigkeits-
grade. Oder aber der Kletter-
wald Wuhlheide. Oder der 
Abenteuerkletterpark Pan-
ketal in Hobrechtsfelde.

Nicht nur Kinder mögen 
Tiere. Berlin hat mit Zoo und 
Tierpark gleich zwei große 
Anlagen, wobei sich vor allem 
der weitläu! ge Tierpark in 
Friedrichsfelde für Familien-
Spaziergänge bestens eignet. 
Oder wie wäre es mit einem 
Aus# ug zum „Hof der klei-
nen Tiere“ in Zerpenschleuse 
nördlich von Wandlitz? Selte-
ne, kleinwüchsige Haustier-
rassen werden dort gehalten, 
man kann sie auf der Weide 
besuchen und sogar anfas-
sen. Gleich um die Ecke am 
romantischen Alten Finow-
kanal ist einer der schöns-
ten Trödelläden der Region: 
„Emma Emmelie“ von Ines 
Schweighöfer aus der gleich-
namigen Schauspielerfamilie.  

Technik ist immer faszi-
nierend für Jung und Alt. 
Einst kamen die roten Ziegel, 
aus denen halb Berlin erbaut 
ist, aus der Gegend um Zeh-

denick. Heute kann man den 
historischen Ziegeleipark 
Mildenberg nicht nur besu-
chen sondern auch bei einer 
Rundfahrt mit der Klein-
bahn erleben. Ab und zu wird 
eine Damp# ok vorgespannt. 
Wenn man schon mal hier ist, 
sollte man auch das schwim-
mende Schi$ ermuseum „Ca-
rola“ in Zehdenick nicht ver-
passen, das an die Geschichte 
der Havelschi$ fahrt erinnert. 
Geradezu gigantisch dage-
gen die Abraumförderbrücke 
F  60 im Braunkohlerevier 
zwischen Lauchhammer und 
Finsterwalde. Mit 502 Metern 
Länge, 202 Metern Breite, 
80 Metern Höhe und 11.000 
Tonnen Gewicht ist die still-
gelegte Förderbrücke die 
größte ihrer Art in der Welt. 
Man darf sogar auf ihr her-
umklettern.

Und sonst? Viele Familien 
wissen es längst: Der „Berli-
ner Ferienpass“ ist ein Sesam-
ö$ ne-dich nicht nur für zahl-
reiche Tipps, sondern auch 
für manchen Preisvorteil. 

U. R.
Mehr zum # ema unter:
jugendkulturservice.de
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So kurzweilig kann der Sommer werden

Der Sommer kommt! Ich kenn mich da aus.                              Foto: Katja Heinroth

Mittendrin in „seiner“ Partei: Egon Bahr auf einem Landesparteitag der Berliner SPD.            Foto: Horb

Der Bau der Berliner Mau-
er 1961, der markante Grenz-
verlauf zwischen zwei unter-
schiedlichen Gesellscha" s-
systemen, hat zugleich etwas 
Kurioses gescha$ en: Geister-
bahnhöfe. Drei Nord-Süd-
Schienenstränge durchtun-
neln grenzüberschreitend die
Berliner Innenstadt.

Dieses Politikum zeigt sehr 
anschaulich eine Ausstellung 
der Gedenkstätte Berliner 
Mauer auf der Zwischeneta-
ge der S-Bahnstation „Nord-
bahnhof“.  Ein passender Ort, 
denn die Station war selbst fast 
drei Jahrzehnte lang ein Geis-
terbahnhof.  Schautafeln und 
Fotogra! en erklären die Ver-

kehrspolitik im geteilten Berlin 
bis zum Mauerbau, die Kap-
pung der grenzüberschreiten-
den Verkehrsadern 1961 und 
die ständige Perfektionierung 
der unterirdischen Grenzsper-
ren bei U- und S-Bahn.

Nur wenigen ist über diese 
Ost-West-Schienenstränge die 
Flucht gelungen. Fotos zeigen, 
wie die Zugänge zu den Geis-
terbahnhöfen im Ostteil Berlin 
eliminiert, aus der Wahrneh-
mung der Bevölkerung getilgt 
wurden. Die ausgestellten Do-
kumente erinnern an die ideo-
logischen Auseinandersetzun-
gen um die Bahnlinien, etwa 
Warnungen vor politisch mo-
tivierten Entführungen und an 

den S-Bahnboykott nach dem 
Mauerbau sowie wie an Streiks 
der Reichsbahner.  Die kleine 
Ausstellung im Nordbahnhof 
mit den Grenz- und Geister-
bahnhöfen zeigt ein Stück Ber-
liner Alltagsgeschichte in der 
Zeit des Ost-West-Kon# ikts.

                                            G. L.
! Informationen: berliner-
mauer-gedenkstaette.de
! Ein Begleitband ergänzt we-
sentlich ausführlicher dieses 
verkehrspolitische Kuriosum: 
Gerhard Sälter/Tina Schaller: 
Grenz- und Geisterbahnhöfe 
im geteilten Berlin, Ch. Links 
Verlag, Berlin, 2013, 144 S., 
53 Abb. und 38 Karten, 19,90 
Euro, ISBN 978-3-86153-723-6

Zeitgeschichte,
spannend wie ein Krimi 

MENSCHEN, DIE DIE STADT BEWEGEN: EGON BAHR  AUSTELLUNGSTIPP: IM UNTERGRUND DES GETEILTEN BERLIN 

Geisterbahnhöfe:
Als Aussteigen verboten war

Ausstellung im Nordbahnhof.                     Foto: Horb

Badeseen, Klettergärten, Streichelzoos, Industriekultur: Tolle Tipps für die Freizeit



WAAGERECHT
1     hier packte Conny die Bade-

hose ein
5   im Sommer selten gut
7   Was beim Kochen übrig bleibt
9   Starenvogel, der sprechen kann
10  sie schrieb Schiller „An die   
       Freude“
12  ausbrüten
14  Herrscha! stitel
15  Auerochse
16  Fremdartiger
17  Summe der Flächeninhalte 
       der kleinen Rechtecke

18  ... ist, wer noch nicht out ist
19  Namensgeber eines Hauses 
       im Tierpark Friedrichsfelde
21  Kfz-Kennzeichen für Ansbach
22  Deckschicht, lässt gern 
       Schlaglöcher frei
24  Abkürzung für Finanzamt
27  Dorf im Norden von Berlin
29  altertüml. f. bei dieser Gelegenheit
31  Annelide
34  Fortbewegungsart von Walküren
36  ohne Unterlass
38  Schnelles Musikstück
39  der Daus

40  Komponist von „Summertime“
41  nicht ganz

SENKRECHT
1   Hape Kerkeling war dann
        mal ... 
2   Psychische Störung
3   Reisschnaps 
4   einen Weg ö" nen oder 
        frei machen
5   DGB-Chef bzw. Bravo-Au# lärer
6   Elektrisch neutrale Atome
        in Ionen verwandeln
7   Impfsto"  

8   Dorf im Südwesten von Berlin
11  Adverb mit Zeige$ nger
13  Lateinisch: Licht
16  Nutznießer eines Testaments
17  Vereinte Nationen (engl.) 
18  Geheimer Stasizuträger (Abk.)
20  Netzwerkknoten
        auf Computerdeutsch
21  Geiersmahlzeit
23 Etwas festmachen
24  Aufgekau! e Tageszeitung
        aus Hessen (Abk.)
25  Hier züchtete Herr Müller
        erstmals den Rivaner
26  Start in die Berliner 
        Sommerferien 
28  Flächeninhalt
30  Gewinn
32 Er verbindet Sto" e durch Nähte
33  Kosewort für Westgeborene
35  durch Tschechien % ießt sie 
        als Labe
37  Sommerwonne mit Wa" el 

DIE GEWINNE
In die richtige Reihenfolge gebracht 
ergeben die rot umkreisten Buch-
staben eine lästige Nebenerschei-
nung des Sommers, die wir gerne 
in Kauf nehmen: Hauptsache heiß!. 
Bitte schicken Sie das Lösungs-
wort auf einer Postkarte bis zum 
19. Juli 2013 per Post an das Ber-
liner Stadtblatt, Müllerstraße 163, 
13353 Berlin oder per E-Mail an 
raetsel@berliner-stadtblatt.de.
Unter allen richtigen Einsendungen 
verlosen wir drei Kulturkarten, die 
von der Freien Volksbühne Berlin 
gesti! et wurden und zum verbil-
ligten Besuch zahlreicher Berliner 
" eater- und Opernau# ührungen 
berechtigen. Die Karte im Wert 
von 36 Euro hat ein Jahr Gültigkeit. 
Und für den ersten Kulturbesuch 
ist sie vom Berliner Stadtblatt mit 
40 Euro aufgeladen. Viel Spaß!

Der Weg zum Kita-Platz
Wo und wie kann ich     mein Kind anmelden? Zentrales Online-Portal wird jetzt geschaffen.

S E R V I C E  –  R Ä T S E L  Berliner Stadtblatt6

Unabhängig davon, wel-
che Einrichtung  ein Kind 
besuchen soll: Zuständig für 

die Anmeldung ist immer 
das Jugendamt des jeweili-
gen Wohnbezirks, und zwar 

auch dann, wenn Sie sich be-
reits für einen Platz in einem 
anderen Bezirk entschieden 

haben. Den Anmeldebogen 
und Hilfe beim Ausfüllen 
gibt es dort auch. 

Aber auch die Senats-
verwaltung für Bildung, Ju-
gend und Wissenscha!  bie-
tet Orientierung. Auf ihrer 
Homepage www.berlin.de/
sen/familie kann nach Kita-
Einrichtungen in den jeweili-
gen Bezirken gesucht werden. 
Unter der Telefonnummer 
030-90227 5050 hil!  die Se-
natsverwaltung weiter.

Der Nachwuchs kann frü-
hestens sechs Monate und 
spätestens zwei Monate vor 
Beginn der Betreuung ange-
meldet werden. Die Nachfra-
ge ist schon jetzt groß, weil es 
ab 1. August einen Rechtsan-
spruch auf einen Kitaplatz für 
Kinder ab dem vollendeten 
1. Lebensjahr gibt, vor allem 
aber, weil immer mehr Väter 
und Mütter auf quali$ zierte 
Kinderbetreuung angewiesen 
sind, um Beruf und Familie 
vereinbaren zu können.

In Berlin können Eltern 
in Tageseinrichtungen die 
Halbtagsförderung (mindes-
tens vier, maximal 5 Stunden 
täglich), die Teilzeitförderung 

(mindestens 5 bis max. 7 
Stunden), die Ganztagsför-
derung mit mindestens 7 bis 
höchstens 9 Stunden oder so-
gar die erweiterte Ganztags-
förderung mit über 9 Stunden 
täglich in Anspruch nehmen. 

Wenn kein passender Kita-
Platz gefunden werden kann, 
gibt es auch noch das Ange-
bot der Kindertagesp% ege. 
Diese Betreuungsform gibt es 
insbesondere für Knirpse un-
ter drei Jahren, die zumeist in 
Gruppen zu vier bis acht Kin-
dern betreut werden. 

Bis Ende 2015 soll es rund 
19.000 neue Kita-Plätze in 
Berlin geben. 2012 und 2013 
stellt das Land Berlin für den 
bedarfsgerechten Ausbau 20 
Millionen Euro zur Verfü-
gung.  Um Eltern die Suche 
kün! ig zu erleichtern, soll es 
bis Ende des Jahres eine zen-
trale Warteliste geben.  Über 
ein Onlineportal wird  dann 
– wie schon jetzt in Mün-
chen – Postleitzahl bezogen 
der passende Platz gesucht 
werden können.             U. W.

Lösung des Kreuzworträtsels: 
WELTFRAUENTAG. Bilderrätsel: Die 
abgebildete Figur erinnert an die har-
te Arbeit der TRÜMMERFRAUEN im 
Nachkriegs-Berlin. Gescha" en wur-
de die Skulptur 1955 von der Bild-
hauerin Katharina Szelinski-Singer. 
Zunächst wurde sie auf der Rixdor-
fer Höhe eingeweiht, einem Hügel, 
der aus rund 700.000 Kubikmetern 
Schutt entstanden war. Heute steht sie 
nahe dem Eingang zur Hasenheide.

Die Gewinner wurden schri! -
lich benachrichtigt.

Wir danken allen Leserinnen und 
Lesern, die uns zum Teil bewegende 
Einsendungen zum Lösungsbegri"  
„Trümmerfrau“ geschickt haben:

„Damals war ich 12, heute bin 
ich 80, kann mich noch mit Schre-
cken an diese Zeit erinnern“, schrieb 
Gisela M., 10315 Berlin. „Trümmer-
frauen – aber auch als solche musste 
man mal ein krummes Knie machen 
dürfen. Ich selbst war als Lehrling 
1953 auch mal 1 Tag Trümmerjun-
ge (Hausburgstr./Ecke Landsberger 
Allee)“, so Reinhard P., 12587 Ber-
lin. Und Ingrid R. aus 10825 Berlin 
erinnert sich: „Das Bilderrätsel stellt 
in Stein eine Trümmerfrau dar. Die 
$ eißigen Frauen haben % eißig die 
Trümmer aus dem 2. Weltkrieg ab-
geräumt, so dass Berlin wieder auf-
gebaut werden konnte. Bin Jahrgang 
1930, in Berlin-Spandau geboren.“

Berliner Preisrätsel
3 Kulturkarten der Freien VolksbühneZU GEWINNEN: 

Begehrte Kita-Plätze: Berlin erhöht das Angebot weiter.                                                   Foto: Bettina Straub/Fröbel-Gruppe                                  

Es ist viele Jahre her, dass 
sie auf die Straße gegangen 
sind. Aber auch heute sieht 
man sie dort, wo sie entlang 
gegangen sind. An welches 
Ereignis wird hier erinnert?     

Das Berliner Stadtblatt 
verlost unter den richtigen 
Einsendungen zum Bilder-
rätsel zehn Bücher „Freiheit, 

die ich meinte“ mit den Er-
innerungen der Historikerin 
Helga Grebing an Berlin – 
eine spannende Lektüre!   

Einsendeschluss ist der 19. 
Juli 2013 (per Post an das 
Berliner Stadtblatt, Müller-
straße 163, 13353 Berlin oder 
per E-Mail an raetsel@berli-
ner-stadtblatt.de). 

WER IST HIER AUF DER STRASSE?

Bilderrätsel

RÄTSEL-LÖSUNGEN UNSERER AUSGABE MÄRZ 2013
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Die Ausschüsse und die
Sitzungen der Bezirksver-
ordnetenversammlung
Mitte tagen in der Regel
öffentlich. Der nächste
Termin der Bezirksver-
ordnetenversammlung ist
Donnerstag, der 10. Juni
2013. Die Sitzung beginnt
um 17.30 Uhr im Rathaus
Mitte, Karl-Marx-Allee
31, U-Bahn Schillingstra-
ße. Die Tagesordnung
kann online eingesehen
werden unter: 
www.berlin.de/ba-mitte/. 
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Die SPD und der Wed-
dinger Abgeordnete Ralf
Wieland laden sehr herz-
lich ein zum „Weddinger
Hoffest“ am Freitag, dem
7. Juni in den Innenhof
der Fabrik Osloer Straße
(Osloer Str. 12, Nähe
Prinzenallee). Ab 18.00
Uhr gibt es Live-Musik,
Weddinger „Eschenbräu“
vom Fass und interessan-
te Gäste, z.B. die Senato-
rInnen Dilek Kolat und
Michael Müller sowie die
Bundestagsabgeordnete
Eva Högl.
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Direkter geht es nicht!
Vor Ort  in ihren Sprech-
stunden nehmen sich die
Abgeordneten aus Mitte
gern Ihrer Fragen oder
Ihrer Probleme an.
So können Sie zum Bei-
spiel Thomas Isenberg,
Abgeordneter in Tiergar-
ten, am Freitag, 28. Juni
2013, von 16 - 18 Uhr in
der Buchkantine, Dort-
munder Str. 1, 10555 Ber-
lin zur Bürgersprechstun-
de treffen.
Und Bruni Wildenhein-
Lauterbach, Abgeordnete
im Wedding, steht gerne
für persönliche Gesprä-
che zur Verfügung, das
nächste Mal am Donners-
tag, 08.08.13, von 16 - 17
Uhr in der Seniorenfrei-
zeitstätte der AWO, Bar-
fusstr. 24, 13349 Berlin
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Philipp Steinberg über seine Vision von Europa: Politik für die Menschen, nicht den Markt.

Im März 2013 hat die Senats-
verwaltung für Finanzen die
Ergebnisse für die Jahresab-
schlüsse der BBezirke mitgeteilt.
Die gedämpft optimistischen
Berechnungen des Finanz-
stadtrates sind - das ist diie
freudige Überraschung - sogar
noch positiv übertroffen wor-
den. Der sogenannte isolierte
Jahresabbschluss 2012 endete
für den Bezirk Mitte mit einem
überaus erfreulichen Über-
schuss in Höhe von rd..
3.170.000 €.

Somit konnte im vierten Jahr
nacheinander ein positives iso-
liertes Jahresergebnis erzielt
werden. Der Schuldenstand
sinkt auch dank des erzielten
„Konsolidierungsüberschusses“
von 516.000 Euro entspre-
chend auf „nur noch“ rd.
3.427.000 Euro. Unter Berück-
sichtigung der für 2013 im
Haushaltsplan veranschlagten
Schuldentilgung in Höhe von
3.923.000 Euro könnte es dem
Bezirk Mitte also zum Jahres-
ende 2013 gelingen, seine Alt-
Schulden endgültig auszuglei-
chen oder gar ein bescheidenes
Guthaben zu erwirtschaften.

Voraussetzung ist natürlich
weiter eine unter strenger An-
wendung und Auslegung der
bezirklichen Haushaltssperre
disziplinierte Haushalts- und
Wirtschaftsführung, denn der
vollständige Schuldenabbau
bedarf 2013 eines isolierten
Jahresüberschusses mindestens
in der Höhe des genannten ak-
tuellen Schuldenstandes.

Das so genannte kassenmä-
ßige (vorläufige) Jahresab-
schlussergebnis 2012, das in
das Haushaltsjahr 2014 über-
tragen werden kann, beläuft
sich auf ebenfalls sehr bemer-
kenswerte rd. + 2.057.000 Euro.
Dies ist der erste kassenmäßige
Überschuss, den der Bezirk seit
der Bezirksfusion 2001 über-
haupt erzielen konnte (bislang
- 1,1 Mio. Euro bis - 13,8 Mio.
Euro). Für das Haushaltsjahr
2014 stehen damit rd. 2 Mio.
Euro mehr zur Verfügung, die
beispielsweise für eine IT-Mo-
dernisierung der Verwaltung -
um noch bürgerfreundlicher
zu werden - benutzt werden
können.

Die bezirkliche Finanzpolitik
hat nun ein erfolgreiches und

Positiver Jahresabschluss in Mitte
Überschuss von 3 Millionen Euro -  Altschulden werden abgebaut
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für den Sport. Er ist u.a. Mit-
glied in der Arbeitsgemein-
schaft der Sportvereine in
Mitte e.V. und im Berliner
Turnerbund. 
Heidemarie Fischer wurde
für ihr ehrenamtliches Enga-
gement im Bereich der Se-
niorenarbeit geehrt. Sie war
u.a. Vorsitzende der Senio-
renvertretung Mitte und der
Landesseniorenvertretung
und ist stellvertretende Lan-
desvorsitzende der Arbeiter-
wohlfahrt. Für ihr Engage-
ment erhielt sie bereits im
Jahr 2008 die Berliner Ehren-
nadel.
Für sein Engagement rund
um den Moabiter Kiez, u.a.
als Mitbegründer des Vereins
Moabit e.V., erhielt Frank
Wolf die Bezirksverdienst-
medaille.

Susanne Fischer

messbar positives Ergebnis.
Der Bezirk kommt nach
schwierigen Zeiten auf einen
guten Kurs.

Dies wird sich für die Be-
wohnerinnen und Bewohner

sowie für die Beschäftigten von
Mitte positiv auswirken, auch
wenn noch viele Aufgaben zu
bewältigen sind und die Ge-
samtsituation in Zukunft alles
andere als entspannt sein wird.

Die SPD hat in Augsburg ihr
Regierungsprogramm einstim-
mig beschlossen. Ziel ist es, die
soziale Sppaltung zu überwin-
den, gute Arbeit zu schaffen
und den Finanzkapitalismus
zu bändigen. Es geht um eeinen
Politikwechsel - in Deutsch-
land und in Europa.

Um diesen umzusetzen,  be-
darf es auch einer anderen Po-
litik im Europaparlament.
Denn dort werden zahlreiche
Entscheidungen, die die Men-
schen in Berlin direkt betref-
fen, getroffen.

Wir müssen Schluss machen
mit Privatisierung der Gewin-

ne und der Sozialisierung der
Verluste der Banken und Fi-
nanzmarktakteure! Wir brau-
chen einen von den Banken fi-
nanzierten europäischen Ban-
kenfonds. Die Trennung des
Investment- vom Geschäfts-
banking. Das Verbot unnötiger
Derivate und der Spekulation
mit Lebensmitteln. Kurz: Eine
Finanzmarktregulierung, die
diesen Namen verdient. 

Die Krise in der Eurozone ist
eine Banken- und Finanzkrise,
und keine Staatsschuldenkrise!
Allein in Deutschland belaufen
sich die Kosten der Finanzkrise
auf über 200 Mrd. Euro.  Dar-
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Denn Berlin und damit auch
seine Bezirke müssen weiter
sparen, damit das große Haus-
haltsdefizit der öffentlichen
Kassen abgebaut werden kann.

Christian Hanke
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Das „belgische Viertel“ hat einen ganz besonderen Flair

aus gilt es Konsequenzen zu
ziehen: Statt Austeritätspolitik
brauchen wir einen Europäi-
schen Investitions- und Auf-
baufonds. Er ist aus Mitteln der
Finanztransaktionssteuer und
einer europäischen Vermö-
gensabgabe zu füllen.

Zu Recht beschreitet Berlin
den Weg der Rekommunalisie-
rung von Wasser und Strom-
versorgung. Das heißt dann
aber auch: Lebensnotwendige
Leistungen der Daseinsvorsor-
ge dürfen keinem Privatisie-
rungszwang seitens der EU
unterliegen! Die sog. Konzes-
sionsrichtlinie, die im Ergebnis

Philipp Steinberg ist stv. Lan-
desvorsitzender der SPD Berlin.

Christian Hanke (SPD), Bezirksbürgermeister von Mitte, kann sich über die Rückzahlung von Schulden
freuen.

Das Weddinger Viertel, das
seine Spitznamen durch die
Benennung seiner Straßen be-
kommen hat, kann  seinen An-
wohnern eine Menge bieten:
Beheimatet sind hier u. a. das
Anti-Kriegs-Museum, die
Beuth-HHochschule, die denk-
malgeschützte Kapernaum-
Kirche, der Zeppelinplatz. 

Der Brüsseler Kiez hat durch
seine Altbausubstanz seinen ei-
genen Charme. Gaslaternen,
Straßenbrunnen und Innenhö-
fe tragen neben Bauten, die
noch vor dem 1. Weltkrieg ent-
standen sind, zu diesem beson-
deren Flair bei.

Doch der erste Eindruck des
Viertels täuscht: Es besteht ein
hoher Sanierungsbedarf. Ge-
werblichem Leerstand wird
durch die Vermietung an Wett-

büros, Spielhallen, Cafe-Casi-
nos und Shisha-Bars  in einem
unerträglichen Maß entgegen-
gewirkt, so dass das Straßen-
bild leider von diesen Etablis-
sements dominiert wird. Zu-
dem laden ungepflegte Grün-
anlagen und Müll im öffent-
lichen Raum nicht zum Ver-
weilen in diesem ursprünglich
besonderen Viertel ein. 

Einige Anwohnerinnen und
Anwohner wollten dem Verfall
ihres Kiezes entgegenwirken.
So gründeten sie im Jahr 2005
die „Bürgerinitiative Brüsseler
Kiez“, die durch viele Aktionen
bemüht ist, dem Kiez seine At-
traktivität zurückzugeben. 

„Die Bürgerinitiative ist eine
wichtige Institution für unse-
ren Kiez“, betont die Bezirks-
verordnete Susanne Fischer.

zu einem Privatisierungszwang
bei der Wasserversorgung füh-
ren wird, ist überflüssig und
muss nachgebessert werden! 

Wir müssen Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer in
den Mittelpunkt stellen, nicht
den Binnenmarkt! Das heißt
konkret: Wir brauchen ver-
bindliche Sozialstandards.
Mindeststeuersätze und eine
gemeinsame Bemessungs-
grundlage für Unternehmens-
steuern müssen endlich kom-
men, um Steuerhinterziehung
und -umgehung zu beenden!
Diese Mittel - bis zu eine Bil-
lion Euro - fehlen nämlich heu-

te in Berlin für Straßen und Ki-
tas! Schlussendlich: Ein freies
Internet verbindet Menschen,
gerade in Europa - ich stehe für
digitale Teilhabe statt Mono-
pol- und Verwerterinteressen.
Google, Facebook&Co dürfen
nicht entscheiden, was mit un-
seren Daten geschieht. Es gibt
auch ein Recht auf Vergessen
im Netz!

Europapolitik hat unmittel-
bare Auswirkungen auch auf
Berlin. Es geht um ein Europa
der Bürgerinnen und Bürger,
und nicht des Finanzkapita-
lismus. Philipp Steinberg,
www.websteinberg.de

Wer mitreden und sich beteili-
gen möchte, kann dies beim
monatlichen „Kiez Stamm-
tisch“ im L`Escargot in der
Brüsseler Straße 40 tun. 

Jeden letzten Mittwoch im
Monat trifft man sich ab 19
Uhr, um Themen wie Kiezfe-
ste, Verkehrsberuhigung, Hun-
dekot, Ladenleerstand, Initiie-
rung von Kiezgesprächen, 4-
Kneipen-Dartturnier, Baum-
scheibenbegrünung und Pro-
menadenbepflanzung zu be-
sprechen und konkrete Aktio-
nen zu planen. 

Bei vielen dieser Aktionen
wird die Bürgerinitiative von
zahlreichen Helferinnen und
Helfern aus der Nachbarschaft
unterstützt. 

Martina Matischok und Su-
sanne Fischer
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Ende April konnte endlich
im Moabiter Artenschutzthe-
ater die Bezirksverdienstme-
daille für 2011 mit Unterstüt-
zung des Vereins Moabit e.V.
und des Artenschutztheaters
e.V. durch Dr. Christian Han-
ke, Bezirksbürgermeister von
Berlin Mitte, und den Be-
zirksverordnetenvorsteher
verliehen werden. 
Zudem durften sich die Ge-
ehrten, die sich in herausra-
gender Weise ehrenamtlich
um den Bezirk verdient ge-
macht haben, in das Ehren-
buch von Mitte eintragen.
Dabei war das Spektrum der
ehrenamtlichen Tätigkeiten,
die an diesem Abend ausge-
zeichnet wurden, groß. 
Ulrich Dobrinz engagiert
sich seit Jahren ehrenamtlich
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Eva Högl: Wir benötigen klare gesetzliche Bestimmungen - Ein Kommentar

Berlin hat im Vergleich mit
anderen Bundesländern ein
gut ausgebautes Kitaangebot.
Dennoch werden miit Hoch-
druck weitere Plätze geschaf-
fen. Über die Kitaentwicklung
in Mitte sprach das Berliner
Staadtblatt mit Ulrich Davids,
Bezirksstadtrat für Jugend,
Schule, Sport und Facility Ma-
nagement.

Erfreulicher Weise steigen
die Kinderzahlen in Mitte.Wie
sieht es derzeit mit den Betreu-
ungsangeboten im Bezirk aus?

Ulrich Davids: Das Jugend-
amt hat in den vergangenen
Jahren den Ausbau von Tages-
betreuungsplätzen (Kita) vor-
angetrieben und damit Platzer-
weiterungen und Neugrün-
dungen von Kindertagesstätten
durch freie Träger geschaffen.
Der Kita-Eigenbetrieb City hat
durch Anbauten weitere Plätze
einrichten können. 

Diese Plätze reichen nicht
aus und so werden in 2013/14
noch weitere 600 Plätze im Be-
zirk Mitte entstehen. Damit El-
tern schnell einen Platz für ihr
Kind erhalten können, sind wir
auf die Hilfe und Mitarbeit von

freien Trägern angewiesen und
arbeiten auch sehr eng zusam-
men. Allerdings brauchen wir
Raum für die Neugründung
von Kitas. Es gibt Kooperatio-
nen mit den Wohnungsbauge-
sellschaften und auch mit
Hausverwaltungen von Privat-
eigentümern. Des Weiteren
bauen wir die Tagespflege (Be-
treuung durch Väter und/oder
Mütter) weiter aus, denn diese
Betreuungsart wird sehr gern
gerade für Kinder unter 3 Jah-
ren angenommen.

Gibt es genügend Fachkräfte
im Kitabereich? 

Ulrich Davids: In unseren
Kitas fehlen pädagogisch aus-
gebildete Frauen und Männer
und deshalb können Kitas
nicht das volle Platzangebot
aufrecht halten. Die Möglich-
keit für Quereinsteiger und ei-
ne verkürzte Ausbildung als
ErzieherInnen sehe ich nur be-
dingt als Möglichkeit, das darf
zu keinem Standardabbau füh-
ren.

Was kann zusätzlich getan
werden? 

Ulrich Davids: Die Jugend-
stadträte beraten über bezirks-

Kitaplätze in Mitte - eine Garantie? 
Im Interview: Stadtrat Ulrich Davids über Angebot und Nachfrage, Fachkräftemangel und Bundespolitik
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ein. Nun wurde ein Sponsor
gefunden.
„Die Planschen zu sichern
war uns eine besondere Her-
zensangelegenheit“, so Janina
Körper aus der SPD-Fraktion
Mitte. Da der Bezirkshaus-
halt knapp ist, mussten neue
Finanzierungsmöglichkeiten
gefunden werden. Die Be-
zirksverordnetenversamm-
lung folgte dem Vorschlag

der SPD, nach einem Spon-
sor für die Planschen zu su-
chen.
Von der Plansche zum Was-
serspielplatz
Nun wird die Werbe-Firma
Ströer nicht nur den Betrieb
einiger Planschen in den
nächsten fünf Jahren finan-
zieren, sondern auch deren
Umbau zu modernen Was-
serspielplätzen. Durch den
Umbau kann die Umwelt ge-
schont werden, da weniger
Wasser verbraucht wird. Da-
mit werden auch die Kosten
gesenkt, so dass noch lange
in Mitte geplanscht werden
kann. Damit auch sicher ge-
planscht werden kann, wird
vom Gesundheitsamt die
Einhaltung der Hygienevor-
schriften überprüft und dann
muss nur noch das Wetter
mitspielen.

übergreifende Maßnahmen für
die Kinderbetreuung. Auf Se-
natsebene wird über weitere fi-
nanzielle Unterstützung für
den Ausbau von Kitaplätzen
beraten und die Ausbildungs-
plätze an den Fachschulen sind
erhöht worden.

Wir können nicht absehen
wie viele Eltern einen Platz ein-
klagen und welche Grundsätze
gelten gemacht  werden. Al-
leinerziehende, beide Eltern
berufstätig, Geschwisterkinder,
einkommensabhängig, Halb-
tags- und/oder Ganztagsbe-

In Deutschland ist es zurzeit
kaum nachvollziehbar, wer in
der Lobby des Parlaments
unterwegs ist, wwer welche Kon-
takte pflegt und wer wie Ein-
fluss auf politische Entschei-
dungen nimmt. Es ist bisslang
lediglich der Kauf bzw. Ver-
kauf von Abgeordnetenstim-
men bei Wahlen und Abstim-
mungen verbooten - mehr
nicht. Das ist ein untragbarer
Zustand. 

Die bisher geltenden gesetz-
lichen Bestimmungen sind bei
Weitem nicht ausreichend. Es
ist Zeit für ein umfassendes
Maßnahmenpaket, das Trans-

parenz  garantiert, das regelt,
was erlaubt ist und was nicht,
damit die Bürgerinnen und
Bürger wieder mehr Vertrauen
in unsere Demokratie haben.

Zum einen brauchen wir de-
taillierte Bestimmungen zum
Lobbyismus. Ein Lobbyregister
muss eingeführt werden, das
deutlich macht, in wessen Na-
men Lobbyisten handeln und
ihre Finanzierung offenlegt.
Nur wer diese Bedingungen er-
füllt und sich transparent
macht, hat in Zukunft Zugang
zum Deutschen Bundestag.
Ebenso benötigen wir eine „le-
gislative Fußspur“, die aufzeigt,
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treuung - hier sind noch viele
Fragen nicht geklärt. Ich denke
auch die Gerichte werden
schwere Entscheidungen tref-
fen müssen und vor allen kann
es lange Zeiten dauern, bis eine
Entscheidung gefallen ist. Viel
Ärger auf allen Seiten - Eltern,
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Auch Mittes Schulen profitieren - Bis zu 100.000 Euro jährlich  

Eva Högl, Bundestagsabgeordnete in Mitte.

Ulrich Davids ist Bezirksstadtrat für Jugend, Schule, Sport und Facility Management im Bezirk Berlin-
Mitte.                                                                                                                                                                  Foto: SPD Mitte

Die SPD-Fraktion hat das
neue Programm zur Unterstüt-
zung von Schulen vorgestellt,
von dem jede vierrte Schule in
Berlin profitieren wird. Ab
2014 erhalten die 204 Schulen
in sozialen Brennpunkten der
SStadt bis zu 100.000 Euro jähr-
lich. Das bedeutet eine jährli-
che Investition von 15 Millio-
nen Euuro des Landes Berlin,
wobei das Programm über
sechs Jahre angelegt ist. Auch
viele Schulen in Mitte  werden
davon profitieren.

„Wir brauchen diese Investi-
tion, denn die Kinder und die
Familien aus sozialen Brenn-
punkten der Stadt werden mit
einer guten Bildung ihre Chan-
cen für die Zukunft verbes-
sern“, äußert der bildungspoli-
tische Sprecher der SPD-Frak-

tion und Abgeordneter in Mo-
abit und Wedding, Ilkin Özisik.
Die SPD-Fraktion ist davon
überzeugt, dass man kein Kind
zurücklassen darf. „Deswegen
werden wir mit diesem Pro-
gramm die Bildung der Berli-
ner Schülerinnen und Schüler
stärken. Das ist der richtige
Weg“, so Özisik.

Die Unterstützung richtet
sich an die Schulen, deren Be-
lastung an der Grenze ist, und
die Mittel sind zielgebunden.
Bei der Konzipierung des Pro-
gramms wurde berücksichtigt,
dass jede Schule verschiedene
Bedürfnisse hat. 

Deswegen sieht das Pro-
gramm die Eigenverantwor-
tung der Schulen vor. Diese
werden ihre eigenen Ziele set-
zen und entscheiden, wo die

ob und welche externen Perso-
nen im Gesetzgebungsprozess
beteiligt sind.

Zum anderen sind auch poli-
tische Amts- und Würdenträ-
ger in ihre Transparenz-Pflicht
zu nehmen. Nebeneinkünfte
müssen auf Euro und Cent of-
fengelegt werden. Nur so wer-
den finanzielle Abhängigkeiten
und mögliche Interessenskon-
flikte für Bürgerinnen und Bür-
ger erkennbar. Dass allein der
Kauf bzw. Verkauf der Abge-
ordnetenstimme verboten ist,
ist unzureichend. Auch die Be-
stechung von Abgeordneten,
die Manipulation bei der Wahr-

nehmung des Mandats muss
unter Strafe gestellt werden. 

Das sind erste Maßnahmen,
die die politischen Entschei-
dungsprozesse transparenter
und gerechter machen und das
Vertrauen in unsere Demokra-
tie stärken. Transparenz, Ver-
trauen und Gerechtigkeit dür-
fen sich nicht nur auf die politi-
sche Ebene beschränken. Auch
in anderen Bereichen, wie etwa
bei der Steuerhinterziehung,
brauchen wir schärfere und
eindeutigere Bestimmungen,
damit soziale Gerechtigkeit ein
fundamentales Prinzip unserer
Gesellschaft wird.

besonderen Mittel verwandt
werden sollen, und zwar dort
wo der Bedarf besteht.

„Eine wertvolle Folge des
Programms ist seine langfristi-
ge Auswirkung auf unsere Kie-
ze. Die Schulen werden besser,
die Familien werden nicht weg-
ziehen und so wird dem Pro-
zess der Entwertung des Kiezes
entgegengewirkt“, erklärt der
bildungspolitische Sprecher.
Die Aufwertung von Kiezen an
sozialen Brennpunkten müsse
gefördert werden und das Pro-
gramm zur Unterstützung von
Schulen leiste einen großen
Beitrag dazu, so Özisik. Bil-
dungschancen dürfen nicht
vom Standort einer Schule ab-
hängig sein. 

Mehr Informationen bei Il-
kin Özisik: mail@ilkin.info

Wenn die Temperaturen
über 25 Grad steigenn, fließt in
diesem Sommer wieder das
Wasser in den Planschen in
Mitte.
An heißen Sommertagen
sind Planschen eine tolle Al-
ternative zu Spielplätzen. In
Mitte findet man den Was-
serspaß für Jung und Alt im
Goethepark, im Schillerpark,
am Weinbergsweg, an der In-
validenstraße, in der Singer-
straße und in der Weyde-
meyerstraße. Insbesondere
Kleinkinder sind von den
maximal knietiefen Becken
begeistert. 
Doch im vergangenen Jahr
blieben die meisten Plan-
schen auf Grund der Haus-
haltssperre trocken. Nur im
Schillerpark lud die frisch sa-
nierte Plansche an einigen
heißen Tagen zum Planschen

Jugendamt, Gerichte und An-
wälte. Wir sollten jedenfalls
nicht die Kinder aus den Au-
gen verlieren und ihnen eine
Betreuung ermöglichen. Die
MitarbeiterInnen im Jugend-
amt/Kitagutscheinstelle stehen
den Eltern mit Rat und Tat zur
Seite.

Wie sicher ist ein Kitaplatz
für jedes Kind im Bezirk Mitte?

Ulrich Davids: Als zuständi-
ger Stadtrat kann ich sagen, wir
haben viele Kitaplätze geschaf-
fen, aber für jedes Kind kann
ich keine Kitaplatzgarantie aus-
sprechen.

Dabei möchte ich anmerken,
daß die Bundesregierung einen
großen Fehler gemacht hat - sie
hat das Gesetz auf Recht eines
Kitaplatzes erlassen und dann
erst die Rahmenbedingungen
geschaffen und auf die Kom-
munen abgewälzt und oben-
drauf dann noch das Betreu-
ungsgeld (Herdprämie) gesetz-
lich verankert. Wir als Kom-
munen sind damit doch sehr
allein gelassen und erhalten
auch nicht die vollen erforder-
lichen finanziellen Mittel. Hier
hat die Regierung versagt.


